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Gespenster im Schacht

Seit 18 Jahren wird um das
Endlager Konrad gestritten. Die
Zeche zahlen die Verbraucher

Von Hans Schuh

Für Bundeswirtschaftsminister Werner
Müller ist der Streit um die Kern-
energie

”
seit Jahren eine energiepoliti-

sche Gespenster-Debatte“. Eine perfek-
te Bestätigung seiner These liefert der
erneut entfachte Streit um den Schacht
Konrad bei Salzgitter. Seit nunmehr ei-
nem Vierteljahrhundert pr¨ufen Minister,
Wissenschaftler und B¨urokraten, ob sich
das ehemalige Bergwerk als Endlager
für schwach- und mittelaktiv strahlenden
Atommüll eignet. Eigentlich w¨are Kon-
rad längst genehmigungsreif, doch in kaf-
kaesker Manier dr¨ucken sich Politikerund
Behörden darum, einen klaren Entscheid
für oder gegen das Endlager zu f¨allen. Die
Zeche zahlt der Stromkunde.

In 1000 Meter Tiefe soll das Erzberg-
werk eine ewige Lagerst¨atte bieten f¨ur
strahlenden Abfall, der keine W¨arme ent-
wickelt. Zusammen mit Gorleben, des-
sen Salzstock

”
heißen“, hochaktiven Ab-

fall aus Kernkraftwerken aufnehmen soll,
könnte Konrad die Entsorgung deutschen
Atommülls sicherstellen. So war es 23
Jahre lang von der Bundesregierung ge-
plant - bis Gerhard Schr¨oder Kanzler wur-
de.

Als teures ”Atomklo“
verspotten Kernener-
giegegner das geplante
Endlager für schwach
strahlenden Abfall im
Schacht Konrad. Würde es
genehmigt, dann drohten
Ausschreitungen zur Expo

in Hannover

Im rot-grünen Koalitionsvertrag steht,
dass es k¨unftig ein einzigesEndlager ge-
ben soll. Damit w¨are Konrad bestattungs-
reif. Denn die alte Erzgrube eignet sich
nicht für hochaktiven M¨ull. Bliebe dem-
nach nur Gorleben als Endlager. Doch
auch dessen Eignung bezweifelt die Bun-
desregierung. Was tun? Ein Kreis von
Sachverst¨andigen soll nun die Bedingun-
gen für eine nationale Endlagerst¨atte von
Grund auf neu definieren. Mit Ergebnis-
sen ist in dieser Legislaturperiode kaum
zu rechnen.

So schien die heikle Endlagerfrage poli-
tisch perfekt zwischengelagert. Nur hat-
te man

”
vergessen“, die weiter mahlen-

den Genehmigungsm¨uhlen für Gorleben
und Schacht Konrad zu stoppen. Daf¨ur
will keiner die Verantwortung ¨uberneh-
men, weder die Bundesregierung noch die
niedersächsische Landesregierung, noch
die Behörden, geschweige denn die Elek-
trizitätsversorgungsunternehmen (EVU).
Denn Milliardeninvestitionen f¨ur Kon-
rad und Gorleben, haupts¨achlich finan-
ziert durch Abgaben der Stromverbrau-
cher, wären abzuschreiben - es drohen saf-
tige Entsch¨adigungen. Also schiebt man
sich den Schwarzen Peter gegenseitig zu.
Ein Spiel auf Zeit, das ebenfalls Geld ko-
stet.

Die Spielregeln sind schwer durchschau-
bar. Da wäre zunächst einmal der Plan-
feststellungsbeschluss, der den Ausbau
von Schacht Konrad zum Endlager geneh-
migt. Er ist schon seit mehr als anderthalb
Jahren ¨uberfällig. Zuständige Beh¨orde ist
das Nieders¨achsische Umweltministeri-
um, aber dessen Chef Wolfgang J¨uttner
will sich zur Genehmigung nicht durch-
ringen. Er verlöre seine Glaubw¨urdigkeit
und hätte mit der Wut der Konrad-Gegner
zu rechnen, mit denen nieders¨achsische
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Städte, Gemeinden, Kreise und sein Mini-
sterium sympathisieren. Inzwischen wird
der SPD-Politiker J¨uttner vom gr¨unen
Umweltminister Trittin unter Druck ge-
setzt. Beide sind mit ihrem Hinhalte-
Latein am Ende. Zu einem abschl¨agigen
Bescheid fehlt beiden aber auch der Mut.
Denn ein klares

”
Aus“ für Konrad würde

teuer.

Auf dem Spiel stehen 1,5 Milliarden
Mark. So viel wurden bisher in das

”
Atomklo“, wie es im Widerstandsjar-

gon heißt, investiert. Das Geld stammt zu
90 Prozent von den EVU. Diese wieder-
um holen es sich ¨uber die

”
Endlagervor-

ausleistung“ von den Stromkunden, qua-
si als Toilettengeb¨uhr vorab. Es ist ein
stiller Wunsch mancher Politiker, dass
sich die EVU in einem Atomkonsens von
Konrad und Gorleben verabschieden. Da-
mit ginge den EVU jedoch der Entsor-
gungsnachweis verloren, Voraussetzung
für den Betrieb von Kernkraftwerken. Zu-
dem sind nun die einzelnen EVU Kon-
kurrenten und damit uneins. Doch selbst
wenn sie Konrad und Gorleben aufgeben
wollten, müssten sie aus aktienrechtlichen
Gründen daf¨ur sorgen, dass ihre Milliar-
deninvestitionen nicht ohne gerichtsfeste
Begründung weiter verz¨ogert oder gar in
den Wind geschrieben werden. Was etwa,
wenn sich ein Bund der Stromverbraucher
mit Anwälten zusamment¨ate und das Ge-
kungel der Beh¨orden, Politiker und EVU
vor den Kadi brächte?

Damit es nicht so weit kommt, machten
die kernenergiebetreibenden EVU einen
kleinen Schritt voran. Ihr Tochterunter-
nehmen, die Gesellschaft f¨ur Nuklear-
Service, schrieb im November an das
Bundesministerium f¨ur Umwelt (BMU),
das die Oberaufsicht ¨uber Konrad hat.
In dem Brief heißt es mit Hinweis auf
das KonzepteinesEndlagers, es entste-
he der Eindruck, dass das BMU

”
aus-

schließlich zur Vermeidung von Erstat-
tungsanspr¨uchen“ für das Projekt Kon-
rad

”
eine in Wahrheit gewollte Aufgabe

dieses Projektes nicht aussprechen“ wolle
und stattdessen das Planfeststellungsver-
fahren verz¨ogere. Man werde die verz¨oge-
rungsbedingten Kosten

”
als nicht notwen-

digen Aufwand in dem beim Bundesamt
für Strahlenschutz (BfS) anh¨angigen Wi-
derspruchsverfahren r¨ugen“.

Mit dieser
”
Rüge“ geriet Bundesum-

weltminister J¨urgen Trittin unter Druck.
Er leitete den Druck weiter. Am 28.
Dezember 1999 sandte das Bundesamt,
das Trittin untersteht, einen Brief an
das Nieders¨achsische Umweltministeri-
um (NMU), quasi als Millenniumsgruß.
Das BfS nimmt Bezug auf die R¨uge
und rechnet J¨uttners Ministerium vor:
Für die

”
Offenhaltung der Schachtanla-

ge Konrad“ seien seit der
”
Unterbrechung

des Verfahrens durch das NMU von Ju-
ni 1998 bis Dezember 1999“ insgesamt
65,2 Millionen Mark Kosten entstanden.

”
Im Hinblick auf evtl. Rückzahlungsfor-

derungen durch die EVUs“ sollte das nie-
dersächsische Ministerium bis Mitte Ja-
nuar Stellung nehmen

”
zur Notwendigkeit

des Aufwandes seit der Unterbrechung
des Planfeststellungsverfahrens durch Sie
unter Hinweis auf die Kontaminationspro-
blematik“.

Damit war ein wunder Punkt getrof-
fen. Denn die

”
Kontaminationsproblema-

tik“ diente den Niedersachsen als wohl-
feiles Argument, um die Genehmigung
von Konrad auf die lange Bank zu schie-
ben. Durch den Skandal um radioakti-
ve Kontaminationen von Castor-Beh¨altern
sei die Transportsicherheit von Atomm¨ull
grundsätzlich infrage gestellt, behaupte-
te das NMU. Solche Beh¨alter dienen je-
doch nur dem Transport hochradioaktiven
Mülls - sind also f¨ur Schacht Konrad irre-
levant.
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Die Antwort folgte postwendend. Anfang
Januar warf NMU J¨uttner dem BMU Trit-
tin Doppelzüngigkeit vor. Einerseits er-
kläre Trittin öffentlich

”
den Verzicht auf

Konrad für möglich und notwendig“. An-
dererseits unternehme dessen Ministeri-
um als Aufsichtsbeh¨orde

”
seit Monaten

aber auch alles, um eine z¨ugige Genehmi-
gung des Endlagers durchzusetzen“. Das
BfS sehe

”
alle Fragen des Strahlenschut-

zes und der Langzeitsicherheit des La-
gers als gekl¨art an“. Besonders emp¨orte
sich Jüttner dar¨uber, dass das Amt die Ge-
nehmigung f¨ur das Endlager als

”
sofort

vollziehbar“ beantragt. Ein
”
Sofortvoll-

zug“ bedeutet, dass Konrad nach erteiltem
Planfeststellungsbeschluss zum Endlager
umgebaut werden kann. Klagen gegen
den Beschluss von St¨adten wie Salzgit-
ter oder Braunschweig, von Landkreisen
und Bürgerinitiativen könnten den Um-
bau nicht mehr verz¨ogern. Es w¨urde noch
mehr investiert, der Ausstieg noch teurer.
Vor allem wäre das Spiel auf Zeit, auf das
sich Politiker und Industrielle still geei-
nigt haben, durchbrochen. Ein mehrj¨ahri-
ger Rechtsstreitvor Ausbaubeginn war
eingeplant.

Der Ausbau zum Endlager erfordert wei-
tere 1,5 Milliarden Mark und dauert et-
wa vier Jahre. Erst dann k¨onnte radio-
aktiver Müll unter der Erde verschwin-
den. Die derzeitige Belegschaft von 120
Leuten zur Pflege des Schachtes w¨urde
knapp verzehnfacht und eine Infrastruk-
tur für die Anlieferung errichtet, eine neue
Schachtf¨orderanlage und neue Zufahrten.
Betreiber der Anlage w¨are die Deutsche
Gesellschaft f¨ur den Bau und Betrieb von
Endlagern (DBE), eine Gesellschaft im
Besitz des Bundes.

Längst verf¨ugt die DBE im Schacht Kon-
rad mit seinem mehr als 40 Kilometer lan-
gen Tunnelsystem ¨uber Werkst¨atten, eine
Tankstelle, mehrere Dutzend Fahrzeuge

und einen Maschinenpark. Dazu geh¨oren
120 Tonnen schwere Bohrmaschinen, die
rund einen Kilometer lange, horizontale
Gänge in den Fels fressen sollen. In solche
Einlagerungskammern wird dann schritt-
weise Strahlenm¨ull gefüllt, mit Zement
umgeben und von Betonmauern in Kam-
mern unterteilt. Am Ende, im Jahr 2080,
könnten in 1,1 Millionen Kubikmeter Ein-
lagerungshohlraum rund 600 000 Tonnen
Atommüll verschwunden sein.

Derzeit lagern in Deutschland bereits
rund 100 000 Kubikmeter radioaktiver
Abfälle mit vernachl¨assigbarer W¨arme-
entwicklung. Weitere 10 000 Kubikme-
ter

”
konradfähiger“ Abfälle warten auf

ihre Rückkehr aus dem Ausland, denn
sie stammen aus der Wiederaufarbeitung.
Die Entsorgung eines jeden Kubikmeters
soll 25 000 Mark kosten. Dem Volumen
nach sind rund 90 Prozent aller radioakti-
ven Abfälle schwach- und mittelaktiv. Sie
stammen ¨ubrigens zu 40 Prozent aus der
Forschung und Medizin. Selbst nach Ab-
schaltung aller Kernkraftwerke fiele also
weiter solcher M¨ull an. Die Elektrizitäts-
versorger, die bisher 90 Prozent der Ko-
sten für Konrad trugen, haben gegen die-
se hohe Kostenb¨urde erfolgreich geklagt.
Derzeit schwebt ein Berufungsverfahren
dazu.

Die falsch verteilten Kosten f¨ugen sich gut
in die verworrene Historie von Schacht
Konrad. Urspr¨unglich wurde hier 1938
nach Erd¨ol gebohrt. Doch anstelle von
Öl fanden die Nazis Eisenerz. Nach dem
Krieg sollten sieben Sch¨achte in die La-
gerstätte abgeteuft werden. Es blieb bei
zweien, Konrad 1 und 2 genannt. Die
Erzförderung endete bald, der Rohstoff
war zu teuer. Dem Betriebsrat der Gru-
be kam die Idee, ein Endlager daraus
zu machen. So begannen 1975 wissen-
schaftliche Voruntersuchungen, 1976 lief
die Erzförderung aus. Sechs Jahre lang
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prüften zwei Großforschungszentren des
Bundes die grunds¨atzliche Eignung Kon-
rads. Mitte 1982 wurde der positive Ab-
schlussbericht ver¨offentlicht. Im August
1982 erging der erste Antrag auf Plan-
feststellung für das Endlager an die nie-
dersächsische Landesbeh¨orde. Es dauer-
te weitere acht Jahre, bis diese im Juni
1990 die

”
Vollständigkeit“ der Unterlagen

bestätigte.

Eine bemerkenswerte Rolle spielte dabei
der Machtwechsel zu Rot-Gr¨un in Nieder-
sachsen Mitte 1990. Der noch amtieren-
de NMU Werner Remmers von der CDU
hatte sich zuvor gegen Konrad gestr¨aubt,
nun schob er seiner Nachfolgerin Moni-
ka Griefahn die pl¨otzlich

”
vollständigen“

Unterlagen wie eine heiße Kartoffel zu.
Schon damals hatte die neue nieders¨achsi-
sche Regierung in ihrer Koalitionsverein-
barung versprochen, alle M¨oglichkeiten
gegen Schacht Konrad und Gorleben aus-
zuschöpfen und ein einziges Endlager an-
zustreben - weder in Salzgitter noch in
Gorleben. Ziel war es, alle Kernkraftwer-
ke zu stoppen, denn ohne Endlager fehl-
te der notwendige Entsorgungsnachweis.
Es folgten acht Jahre Dauergez¨ank zwi-
schen Bonn und Hannover, Klaus T¨opfer
und Angela Merkel contra Monika Grie-
fahn beziehungsweise Wolfgang J¨uttner.
Vom Bund hagelte es bundesaufsichtli-
che Weisungen, Niedersachsen mobili-
sierte Atomkraftgegner. Zur ¨offentlichen
Erörterung zum Schacht Konrad Mitte
1991 meldeten sich 290 000 Einw¨ander
mit 10 000 Einwänden. Viermal versuch-
te das NMU die Er¨orterung mit Verfah-
renstricks zu verschieben, doch das BMU
erzwang per Weisung die Fortsetzung.

Damals stellte sich heraus, dass die
Schenkung von Konrad an den Bund f¨ur
eine symbolische Mark notariell nicht ab-
gesichert war. Also kaufte der Bund den
Schacht - f¨ur 84 Millionen Mark. Im Mai

1998 kündigte das NMU endlich an, der
Planfeststellungsbeschluss werde bald er-
teilt. Kurz darauf diente die

”
Kontamina-

tionsproblematik“ als willkommenes Ar-
gument zur erneuten Unterbrechung.

Die Machtübernahme erkl¨arter Kernener-
giegegner auch im Bund hat den Konflikt
nicht entsch¨arft. Wolfgang J¨uttner und
Werner Müller haben die energiepoliti-
schen Passagen in der Koalitionsvereinba-
rung der Bundesregierung mitformuliert
- und landeten in der Zwickm¨uhle. Be-
reits im Oktober hieß es auf einer Kundge-
bung gegen Schacht Konrad, Trittin habe
an die Atomgegner appelliert:

”
Wenn ihr

uns nicht schnell Argumente gegen Kon-
rad bringt, haben wir nichts in der Hand,
um das Projekt zu stoppen!“

Radikale Atomgegner haben bereits Ran-
dale zur Weltausstellung in Hannover
angekündigt. Solche Erpressungen kann
Niedersachsen kaum mehr aussitzen,
denn das Land hat wegen Verz¨ogerun-
gen in Gorleben schon mehrere Prozesse
in Millionenhöhe verloren und ist durch
einen Vergleich mit der Industrie ver-
pflichtet, künftig zügig zu genehmigen.
Niedersachsen hat seinerseits den Bund
auf Ersatz der Polizeikosten bei Castor-
Transporten verklagt.

So bekriegen sich Bundes- und Landespo-
litiker, sie kungeln mit der Industrie und
schließen faule Kompromisse, etwa neue
Zwischenlager zu errichten. Der Strom-
kunde zahlt. Inzwischen sind alle Betei-
ligten erpressbar - und sie wissen das. Ein
Treffen im Bundeskanzleramt am vergan-
genen Dienstag galt der n¨achsten Runde
im Spiel. Vorab wurde Stillschweigen ver-
einbart.

Lesen Sie in der n̈achsten Ausgabe:
Die Endlagerung von chemischem Son-
dermüll entzweit Brüssel und Berlin
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